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Diese Normstundensätze sind Höchstpreise. Ihre Unter- 
schreitung ist zulässig.

4. Ausweis der Verarbeitungspreiszuschläge
Die Verarbeitungspreiszuschläge sind als absoluter Be­
trag in den verbindlichen Preisangeboten, Kostenanschlä­
gen und in den Rechnungen gesondert auszuweisen.

5. Verrechnung mit dem Staatshaushalt
Bei Auftraggebern, denen die geltenden Industriepreise 
nicht zu berechnen sind, erhöht sich die Zuführung der 
Auftragnehmer aus dem Staatshaushalt um Ren Verar­
beitungspreiszuschlag. Der Verarbeitungspreiszuschlag 
wird bei den Auftragnehmern erlöswirksam. *
Bei Auftragnehmern, die Erzeugnisse und Leistungen 
nicht zu den geltenden Industriepreisen beziehen und 
Baureparaturen gegenüber Auftraggebern, denen die gel­
tenden Industriepreise zu berechnen sind, durchführen, 
bleibt die Abführung an den Staatshaushalt in gleicher 
Höhe bestehen. Für diese Auftragnehmer erhöht sich der 
Erlös um den Verarbeitungspreiszuschlag.
Für Auftragnehmer, die Erzeugnisse und Leistungen nicht 
zu den geltenden Industriepreisen beziehen und Stunden­
lohnarbeiten gemäß Ziff.'3. gegenüber Auftraggebern, 
denen die geltenden Industriepreise zu berechnen sind, 
durchführen, entfällt die bisherige Hochrechnung und die 
entsprechende Abführung an den Staatshaushalt.

Sechste Durchführungsbestimmung1 
zur Verordnung 

über die Gründung und Tätigkeit von Unternehmen 
mit ausländischer Beteiligung in der DDR 

— Steuern und Abgaben — 
vom 16. März 1990

Auf der Grundlage des § 38 der Verordnung vom 25. Januar 
1990 über die Gründung und Tätigkeit von Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung in der DDR (GBl. I Nr. 4 S. 16) wird 
folgendes bestimmt:
Zu § 28 der Verordnung:

§ 1
Für die Entrichtung der Steuern und Abgaben gelten die 

Bestimmungen der in der Anlage aufgeführten Rechtsvor­
schriften, sofern im folgenden keine davon abweichenden 
Regelungen getroffen sind.

§ 2
(1) Sonderabschfeibungen werden gewährt, wenn Investi­

tionen getätigt werden, die für die wirtschaftliche Entwick­
lung besonderen Vorrang haben. Das ist insbesondere bei 
Erfüllung der im § 12 der Verordnung aufgeführten Kriterien 
gegeben.

(2) Sonderabschreibungen sind im Zusammenhang mit dem 
Antrag auf Genehmigung oder bei späteren Investitionen des 
Unternehmens bei der zuständigen Genehmigungsstelle zu 
beantragen und zu begründen. Die Begründung des besonde­
ren Abschreibungssatzes kann von der voraussichtlichen Le­
bensdauer entsprechend dem zu erwartenden physischen und 
moralischen Verschleiß der Wirtschaftsgüter ausgehen.

§3
Werden durch den ausländischen Beteiligten Lizenzen und 

andere Nutzungsrechte an das Unternehmen vergeben, die 
in den Geltungsbereich der Anordnung über die Besteuerung 
der Einnahmen ausländischer Unternehmen und Personen 
aus der Überlassung von Lizenzen und anderen Nutzungs­
rechten an Betriebe der Deutschen Demokratischen Republik 
(Ziff. 8 der Anlage) fallen, so ist die Steuer nach dieser Anord­
nung nicht abzuführen.

Zu § 32 Abs. 1 der Verordnung:

§4
Dienstentgelte, die auf der Grundlage freier Dienstverträge 

gezahlt werden, unterliegen der Einkommensteuer.
1 Fünfte Durchführungsbestimmung vom 16. März 1990 (GBl. I Nr. 21 

S. 191)

Zu § 32 Abs. 2 der Verordnung:
§5

Bei Entsendung von Fachkräften durch den ausländischen 
Beteiligten in das Unternehmen, mit denen kein Arbeits­
rechtsverhältnis begründet wird und die Tätigkeit im Unter­
nehmen länger als 2 Tage hintereinander andauert, hat 
der ausländische Beteiligte die ordnungsgemäße Berechnung, 
Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer vorzunehmen.

Zu § 33 der Verordnung:
§ 6

(1) Der Beitrag für gesellschaftliche Fonds entsprechend 
der Verordnung über den Beitrag für gesellschaftliche Fonds 
(Ziff. 31 der Anlage) bemißt sich von der Höhe der im Kalen­
derjahr tatsächlich an die Beschäftigten des Unternehmens 
gezahlten Bruttolöhne. Die entsandten Fachkräfte des auslän­
dischen Beteiligten nach § 5 zählen nicht zu den Beschäftigten 
des Unternehmens.

(2) Auf den Jahresbetrag sind Abschlagzahlungen nach den 
Grundsätzen der Selbstberechnungsverordnung (Ziff. 21 der 
Anlage) und der Dritten Durchführungsbestimmung zur 
Selbstberechnungsverordnung — Steuerabschlagzahlungen — 
(Ziff. 22 der Anlage) zu leisten und im Überweisungsauftrag 
gesondert auszuweisen.

(3) Für die Erhebung des Beitrages für gesellschaftliche 
Fonds gilt das Besch werdeverfahren gemäß der Verordnung 
über das Beschwerdeverfahren bei der Erhebung von Steuern 
und Abgaben (Ziff. 26 der Anlage).

Zu den §§ 28 und 33 der Verordnung:

§7
Steuern und Abgaben sind in Hark der DDR zu ermitteln, 

festzusetzen und zu entrichten. Sofern durch die Unternehmen 
Einnahmen in Devisen realisiert werden, sind diese zum 
geltenden Umtauschkurs für kommerzielle Beziehungen in 
Mark der DDR für Zwecke der Besteuerung umzurechnen. 
Reichen die Einnahmen des Unternehmens in Mark der DDR 
zur Bezahlung der Steuerforderungen nicht aus, ist ein ent­
sprechender Betrag der Deviseneinnahmen bei der Staatsbank 
der DDR in Mark der DDR umzutauschen.

§ 8
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­

lichung in Kraft.

Berlin, den 16. März 1990

Der Minister 
der Finanzen und Preise

Dr. S i e g e r t 
Amtierender Minister

Anlage

zu vorstehender Sechster Durchführungsbestimmung 

Übersicht
über die z. Z. für die Besteuerung von Unternehmen 

mit ausländischer Beteiligung 
geltenden Rechtsvorschriften

1. Abgabenordnung (АО) in der Fassung vom 18. September 
1970 (Sonderdruck Nr. 681 des Gesetzblattes),

2. Umsatzsteuergesetz (UStG) in der Fassung vom 18. Sep­
tember 1970 (Sonderdruck Nr. 673 des Gesetzblattes),

3. Erste Durchführungsbestimmung vom 20. Oktober 1981 
zum Umsatzsteuergesetz (GBl. I Nr. 37 S. 436),

4. Gewerbesteuergesetz (GewStG) in der Fassung vom 
18. September 1970 (Sonderdruck Nr. 672 des Gesetzblat­
tes),

5. Körperschaftsteuergesetz (KöStG) in der Fassung vom 
18. September 1970 (Sonderdruck Nr. 671 des Gesetzblat­
tes),


